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Rechtsbeziehungen zwischen örtlichen Staatsorganen und LPGs
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Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

Die Gestaltung der Beziehungen zwischen dem sozialisti
schen Staat und den LPGs mit Hilfe des Rechts ist eine be
deutsame Form zur Wahrnehmung der Führungsrolle der 
Arbeiterklasse in der entwickelten sozialistischen Gesell
schaft. Sie bringt das Bündnis der Arbeiterklasse mit der 
Klasse der Genossenschaftsbauern in besonderer Weise zum 
Ausdruck und zählt zu den Voraussetzungen, die zur Erfül
lung der ökonomischen Strategie der SED in der Landwirt
schaft erforderlich sind. Daher ist die Gestaltung der Be
ziehungen zwischen dem Staat und den LPGs zugleich eine 
entscheidende Frage der Entwicklung der Rechtsordnung.

Die Beziehungen zwischen Staat und LPGs sind in der 
Verfassung der DDR grundsätzlich geregelt. Die LPGs sind 
freiwillige Vereinigungen der Bauern, die auf der Grundlage 
der Gesetze ihre Arbeits- und Lebensbedingungen eigenver
antwortlich gestalten (Art. 46 Verf.) Durch ihre Organisatio
nen und ihre Vertreter in den Staatsorganen nehmen sie 
aktiv an der staatlichen Leitung und Planung der gesellschaft
lichen Entwicklung teil, und der Staat hilft ihnen, die sozia
listische Großproduktion auf der Grundlage fortgeschrittener 
Wissenschaft und Technik zu entwickeln.

Überzeugender Ausdruck der gegenwärtigen Entwicklung 
auf diesem Gebiet ist das LPG-Gesetz vom 2. Juli 1982 (GBl. I 
Nr. 25 S. 443), das konzeptionell auf dieser grundgesetzlichen 
Regelung beruht. Mit dem LPG-Gesetz werden zwar keines
wegs vorrangig die Beziehungen zwischen dem sozialistischen 
Staat und den LPGs ausgestaltet, dennoch fixiert es — den 
neuen Erfordernissen gemäß — auch höhere Anforderungen 
an das Wirken des sozialistischen Staates und die Gestaltung 
seiner Beziehungen mit den LPGs. Damit werden diese Be
ziehungen auf eine neue rechtliche Grundlage gestellt.

Rechtsstellung der LPG im System
der staatlichen Leitung der Landwirtschaft

Die Entwicklung der LPGs und ihre ökonomische Festigung 
steht in der DDR unter den gegenwärtigen Bedingungen im 
Mittelpunkt der Leitung der Landwirtschaft durch den sozia
listischen Staat. Die LPGs bewirtschaften 87,5 Prozent der ge
samten landwirtschaftlichen Nutzfläche; sie verfügen über 
89 Prozent der Tierbestände der DDR und über 80 Prozent 
aller Grundfonds der Landwirtschaft. Daher ist die Agrarpoli
tik der SED auch im Kern darauf gerichtet, „alle Potenzen des 
genossenschaftlichen Eigentums immer besser zu nutzen und 
die Klasse der Genossenschaftsbauern weiter zu stärken“.1 
Auf dem 6. Plenum des Zentralkomitees der SED wurde ein
geschätzt, daß es bei der weiteren Vertiefung der Koopera
tion und bei der gesellschaftlichen und ökonomischen Ent
wicklung der Dörfer spürbare Fortschritte gibt. Ausgehend 
von der Aufgabe der politischen und ökonomischen Festigung 
der LPGs und der Notwendigkeit, die Potenzen des genos
senschaftlichen Eigentums noch besser zu nutzen, wurden 
u. a. auch die Aufgaben der örtlichen Räte zur Unterstützung 
der LPGs aufgezeigt.2

Die theoretische Grundlage für die rechtliche Gestaltung 
der Beziehungen zwischen dem sozialistischen Staat und den 
LPGs ist der Leninsche Genossenschaftsplan (§ 6 Abs. 1 
LPG-G). Aus der Spezifik dieser Beziehungen, die dem ge
nossenschaftlichen Charakter der LPG entspricht, ergibt sich 
die Einordnung der LPG in das staatliche Leitungssystem. Sie 
unterscheidet sich wesentlich von den entsprechenden Bezie
hungen eines VEB bzw. VEG. Das kommt nicht zuletzt darin 
zum Ausdruck, daß die LPGs im Rahmen des staatlichen Lei
tungssystems nicht unterstellt sind. Das bedeutet jedoch 
keineswegs eine staatliche Ungebundenheit. Diese Tatsache 
ist vielmehr nur ein Ausdruck dessen, daß die Gestaltung der 
Beziehungen von Staat und LPG den Erfordernissen des ge
nossenschaftlichen Eigentums und der genossenschaftlichen 
Demokratie entspricht. So sind beispielsweise die LPGs al
lein verfügungsberechtigt über ihr Eigentum, üben das Bo
dennutzungsrecht selbständig aus und bestimmen eigenver
antwortlich über den Arbeitseinsatz ihrer Mitglieder.3

Die LPGs sind nicht nur die Hauptproduzenten landwirt
schaftlicher Erzeugnisse in der DDR. Sie sind vielmehr

ebenso auch politisch-soziale Gemeinschaften der Genossen
schaftsbauern und damit Formen ihrer. Klassenorganisation 
in der sozialistischen Gesellschaft (§§ 1 bis 3 LPG-G).

Die Rechtsstellung der LPG im System der staatlichen Lei
tung der Landwirtschaft insgesamt ist in das allgemeine Er
fordernis eingebettet, stets vom Doppelcharakter der LPG als 
Landwirtschaftsbetrieb und als Organisationsform der Ge
nossenschaftsbauern auszugehen, mithin davon, daß die LPGs 
nach W. I. L e n i n  eine „dritte Art von Betrieben“4 reprä
sentieren.

Das für die LPG in Leitungsfragen unmittelbar zuständige 
Staatsorgan ist der Rat des Kreises. Als Organ des Kreistages 
ist es seine Aufgabe, die LPG und ihre Mitglieder in die Vor
bereitung, Durchführung und Kontrolle staatlicher Entschei
dungen zur Verwirklichung der sozialistischen Agrarpolitik 
einzubeziehen, wobei er sich maßgeblich auf seinen Rat für 
Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft (RLN) stützt 
(§41 Abs. 4 GöV). Gegenüber dem Rat des Kreises sind die 
LPGs für die Durchsetzung staatlicher Verpflichtungen im 
Rahmen der ökonomischen und gesellschaftlichen Entwick
lung der Land- und Nahrungsgüterwirtschaft verantwortlich. 
Das kommt auch darin zum Ausdruck, daß der Rat berech
tigt ist, solche Beschlüsse genossenschaftlicher Organe aufzu
heben, die gegen Rechtsvorschriften verstoßen (§ 41 Abs. 2 
GöV).

Die Rechtspflichten für die Zusammenarbeit zwischen 
LPGs und den örtlichen Staatsorganen ergeben sich aus § 61 
GöV und § 4 Abs. 3 LPG-G i. V. m. Ziff. 57 LPG-MSt.

Beziehungen der örtlichen Staatsorgane zu den LPGs

Die Beziehungen des sozialistischen Staates — eingeschlossen 
die der örtlichen Organe der Staatsmacht — zu den LPGs 
werden in komprimierter Form durch § 3 Abs. 2 LPG-G ge
regelt. Der Staat fördert die abseitige Entwicklung der LPGs, 
schützt das genossenschaftliche Eigentum und'Wahrt die In
teressen der LPGs in Übereinstimmung mit der sozialisti
schen Rechtsordnung. Mit der konkreten Aufzählung der spe
zifischen Formen der staatlichen Einflußnahme auf die Ent
wicklung der LPGs im Gesetz wird somit die Eigentümlich
keit der Beziehungen der örtlichen Staatsorgane mit den 
LPGs unterstrichen.

Diese- Beziehungen werden ganz besonders durch den 
Grundsatz der Einheit von staatlicher Leitung und genossen
schaftlicher Demokratie geprägt. Die Anwendung dieses 
Grundsatzes erfordert, daß die örtlichen Staatsorgane die 
Entfaltung der genossenschaftlichen Demokratie fördern und 
die LPGs zur immer wirksameren Wahrnehmung ihrer Ver
antwortung gegenüber der sozialistischen Gesellschaft be
fähigen.5 Dabei widersprechen Bevormundung oder Gängelei 
dem LPG-Gesetz.

Die Hauptaufgabe der örtlichen Staatsorgane in den Be
ziehungen zu den LPGs besteht darin, die Leitungsorgane 
der LPGs zu befähigen, ihre genossenschaftliche Eigenverant
wortung umfassend wahrzunehmen. Damit wird zugleich zum 
Ausdruck gebracht, daß die Staatsorgane ihre Leitungsaufga
ben gegenüber den LPGs nicht unter Umgehung der von den 
Mitgliedern gewählten Organe, sondern nur über die jewei
ligen Leitungsorgane der LPGs ausüben. Dieser Grundsatz 
schließt ein, daß die örtlichen Staatsorgane in ihrer Tätigkeit 
die genossenschaftliche Demokratie beachten und bewußt för
dern.

Das LPG-Gesetz orientiert die örtlichen Staatsorgane aus
drücklich darauf, den LPGs bei der Erfüllung ihrer ökono
mischen Aufgaben und der Lösung ihrer gesellschaftlichen 
Entwicklungsfragen zu helfen. Keineswegs geht es bei 
diesem Prozeß um eine Identifizierung von staatlicher Lei
tung und genossenschaftlicher Demokratie, sondern vor al
lem darum, die Bedingungen und Anforderungen der jewei
ligen LPG bereits im Entscheidungsprozeß der örtlichen 
Staatsorgane so zu berücksichtigen, daß von den Leitungs
organen der LPG die staatlichen Entscheidungen schöpferisch 
umgesetzt werden können.


